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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

die Bundesregierung hat eine neue Subvention auf den 

Weg gebracht. Wir stellen Ihnen die Überbrückungs-

hilfe vor. Zudem fassen wir zusammen, welche Ände-

rungen das Zweite Familienentlastungsgesetz vor-

sieht. Im Steuertipp geht es um den Firmenwagen und 

die Einzelbewertung der Fahrten zur ersten Tätigkeits-

stätte. 

 
UMSATZRÜCKGÄNGE  
Bundesregierung gibt Corona-Überbrückungshilfe 
frei 
 

Viele Unternehmen mussten ihren Geschäftsbetrieb im 

Zuge der Corona-Pandemie einschränken oder einstel-

len. Die Bundesregierung stellt nun einen neuen Ret-

tungsanker zur Verfügung: die Überbrückungshilfe mit 

einem Gesamtvolumen von 25 Mrd. €. Sie wird als di-

rekter Zuschuss zu den betrieblichen Fixkosten ge-

währt. 

 Voraussetzungen: Die Überbrückungshilfe können 

Unternehmen und Organisationen beantragen, so-

weit sie sich nicht für den Wirtschaftsstabilisierungs-

fonds qualifizieren. Ihr Umsatz muss im April und 

Mai 2020 zusammengenommen um mindestens 

60 % gegenüber April und Mai 2019 zurückgegan-

gen sein. Auch Soloselbständige, Freiberufler sowie 

gemeinnützige Unternehmen und Einrichtungen 

können einen Antrag stellen. 

 Antrag: Die Überbrückungshilfe kann nur über 

Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschafts-

prüfer, vereidigte Buchprüfer und Rechtsanwälte be-

antragt werden, spätestens bis zum 30.09.2020. Sie 

prüfen Umsatzeinbrüche und Fixkosten und stellen 

den Antrag dann online (www.ueberbrueckungs-

hilfe-unternehmen.de). 

 Förderhöhe: Die Höhe der Überbrückungshilfe rich-

tet sich nach den betrieblichen Fixkosten und dem 

Ausmaß des erlittenen Umsatzrückgangs. Als för-

derfähige Fixkosten werden unter anderem Mieten 

und Pachten, Finanzierungskosten, weitere feste 

Ausgaben, Kosten für Auszubildende und Grund-

steuern berücksichtigt. Aufwendungen für Personal, 

das nicht in Kurzarbeit geschickt werden kann, kön-

nen pauschal in Höhe von 10 % der Fixkosten gel-

tend gemacht werden. 

Die maximale Höhe der Überbrückungshilfe beträgt 

50.000 € pro Monat für höchstens drei Monate. Bei 

Unternehmen mit bis zu fünf Beschäftigten beträgt 

der Erstattungsbetrag maximal 3.000 € pro Monat 

für höchstens drei Monate, bei Unternehmen mit bis 

zu zehn Beschäftigten 5.000 € pro Monat für maxi-

mal drei Monate. In begründeten Ausnahmefällen 

können die maximalen Erstattungsbeträge für Klein-

unternehmen überschritten werden. 

Hinweis: Die Überbrückungshilfe muss nicht zurückge-

zahlt werden. 
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KINDERGELD/FREIBETRÄGE 
Steuerzahler sollen ab 2021 weiter entlastet 
werden  
 

Die Bundesregierung will mit einer erneuten Anpassung 

von Kindergeld und Kinderfreibeträgen Vereinbarungen 

aus dem Koalitionsvertrag umsetzen. Der Referenten-

entwurf eines Zweiten Gesetzes zur steuerlichen Ent-

lastung von Familien sowie zur Anpassung weiterer 

steuerlicher Regelungen sieht vor, das Kindergeld ab 

dem 01.01.2021 um monatlich 15 € pro Kind anzuhe-

ben. Damit erhielten Eltern ab diesem Zeitpunkt monat-

lich folgende Zahlungen: 

 für das erste und zweite Kind je 219 € 

 für das dritte Kind 225 € 

 ab dem vierten Kind je 250 € 

Die Anhebung bringt eine Erhöhung des Kinderfreibe-

trags ab 2021 auf 5.460 € (pro Elternteil: 2.730 €) und 

des Freibetrags für den Erziehungs- und Betreuungs- o-

der Ausbildungsbedarf auf 2.928 € (pro Elternteil: 

1.464 €) mit sich. 

Hinweis: Das Finanzamt prüft bei der Einkommensteu-

erveranlagung automatisch, ob der Abzug des Kinder-

freibetrags oder das Kindergeld für Sie günstiger ist.  

Daneben plant die Bundesregierung auch Erleichterun-

gen für alle Steuerzahler. So soll der Grundfreibetrag 

ab 2021 auf 9.696 € und ab 2022 auf 9.984 € ansteigen. 

Damit einhergehend können Steuerzahler, die einen 

Angehörigen mit Unterhaltszahlungen unterstützen, ab 

2021 auch größere Teile ihrer Unterstützungsleistungen 

steuerlich geltend machen. 

Schließlich soll die „kalte Progression“ - die Steuermehr-

belastung, die eintritt, wenn die Einkommensteuersätze 

nicht an die Preissteigerung angepasst werden - ausge-

glichen werden. 

Hinweis: Die Beratungen über das Gesetz sind noch 

nicht abgeschlossen. Wir halten Sie auf dem Laufen-

den! 

 
FREMDWÄHRUNGSVERLUSTE  
Kein Betriebsausgabenabzug bei Konzerndar-
lehen 
 

Noch vor einigen Jahren scheuten Unternehmensgrup-

pen, sich innerhalb der Beteiligungsstruktur mit größe-

rem Eigenkapital auszustatten. Denn Teilwertab-

schreibungen auf eine Beteiligung an einer Kapitalge-

sellschaft, die wiederum von einer Kapitalgesellschaft 

gehalten wurde, waren steuerlich nicht abziehbar. Da-

gegen waren Teilwertabschreibungen auf ein Darlehen 

steuerlich berücksichtigungsfähig.  

Dieser Gestaltung schob der Gesetzgeber einen Riegel 

vor. Nach der Gesetzesänderung können auch Teil-

wertabschreibungen auf Darlehen, bei denen Gläubiger 

und Schuldner Kapitalgesellschaften sind, nicht abge-

zogen werden, sofern die Gläubigerin zu mehr als 25 % 

an der Schuldnerin beteiligt ist. 

Das Landesamt für Steuern Niedersachsen (LfSt) hat 

sich zu der Frage geäußert, wie Währungsverluste im 

Zusammenhang mit solchen Darlehen zu handhaben 

sind. Nach Ansicht des LfSt fallen auch solche Verluste 

unter das Betriebsausgabenabzugsverbot. Zudem 

dürften gegenläufige Erträge aus Sicherungsgeschäften 

nicht mit den Verlusten saldiert werden. 

Hinweis: Ausgenommen vom Betriebsausgabenab-

zugsverbot sind Darlehen, bei denen der Nachweis ge-

führt wird, dass sie auch von einem fremden Dritten 

(z.B. einer Bank) gewährt worden wären. Erstreckt sich 

der Nachweis auf die Absicherung des Währungsrisi-

kos, können auch die Währungsverluste steuerlich gel-

tend gemacht werden. 

 
VORSTEUERABZUG 
Wenn der Arbeitgeber den Umzug des Arbeit-
nehmers finanziert 
 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich mit der 

umsatzsteuerlichen Behandlung von Umzugskosten 

beim Arbeitgeber befasst und den Umsatzsteuer-An-

wendungserlass angepasst. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte 2019 über einen Fall 

entschieden, der den Vorsteuerabzug aus der Über-

nahme von Umzugskosten für Angestellte eines interna-

tionalen Konzerns betraf. Dabei waren Mitarbeiter aus-

ländischer Standorte nach Frankfurt/Main versetzt wor-

den. Die Übernahme notwendiger Umzugskosten war 

den Mitarbeitern schriftlich zugesagt worden. Der Kon-

zern machte den Vorsteuerabzug für Rechnungen von 

Immobilienmaklern für die Wohnungssuche der Mitar-

beiter geltend. Das Finanzamt beanstandete den Vor-

steuerabzug nicht, erhöhte aber die Umsätze. Die Über-

nahme der Umzugskosten sei arbeitsvertraglich verein-

bart worden. Daraus habe sich ein tauschähnlicher Um-

satz bzw. eine Leistung für den Privatbedarf der Mitar-

beiter ergeben. 

Der BFH verneinte einen tauschähnlichen Umsatz, da 

die Mitarbeiter durch die Vorteilsgewährung unter In-

kaufnahme erheblicher persönlicher Veränderungen 

zu einem Umzug veranlasst werden sollten. Ein Zusam-

menhang mit der späteren Arbeitsleistung bestehe 

nicht, da die Umzugskosten sich nicht auf die Gehälter 

auswirkten. Die Versteuerung einer unentgeltlichen 

Wertabgabe entfalle. Für den Arbeitgeber eröffne sich 

die Möglichkeit des Vorsteuerabzugs.  

Das BMF hat sich dem kürzlich angeschlossen. Sofern 

die Kostenübernahme im ganz überwiegenden be-

trieblichen Interesse des Arbeitgebers liegt, ist er in ei-

nem solchen Fall aus den von ihm bezogenen Makler-

leistungen zum Vorsteuerabzug berechtigt. 
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Hinweis: Die Grundsätze dieses Schreibens sind auf 

alle offenen Fälle anzuwenden. 

 
GEWERBESTEUER  

Hinzurechnung von Vergütungen für die Ge-

schäftsführung 

 

Für die Ermittlung der Gewerbesteuer genügt es nicht, 

den zuvor für die Einkommen- oder Körperschaftsteuer 

ermittelten Gewinn zu übernehmen. Vielmehr sind noch 

einige Hinzurechnungen und Kürzungen vorzunehmen. 

Dem Gewinn sind zum Beispiel Gewinnanteile hinzu-

zurechnen, die an Gesellschafter verteilt werden. Das 

Finanzgericht München (FG) hat geklärt, was zu einem 

solchen Gewinnanteil gehört. 

Die Klägerin ist eine KGaA. Persönlich haftende Gesell-

schafterin ist die B-GmbH & Co. KG, deren Anteil am 

Kapital der Klägerin 0 € beträgt. Den Großteil der Kom-

manditanteile hielt in den Jahren 2011 und 2012 die G-

GmbH, die restlichen Anteile natürliche Personen.  

Die persönlich haftenden Gesellschafter der KGaA, die 

natürlichen Personen, waren Geschäftsführer und er-

hielten dafür entsprechende Vergütungen (z.B. Gehäl-

ter, Tantiemen und Zuführungen zu Pensionsrückstel-

lungen). Im Zuge einer Betriebsprüfung kam der Prüfer 

zu dem Ergebnis, dass nicht nur gewinnabhängige, son-

dern alle Vergütungen bei der Ermittlung der Gewerbe-

steuer hinzuzurechnen sind.  

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG hatte keinen 

Erfolg. Die Hinzurechnung der übrigen Vergütungen 

wurde zu Recht vorgenommen. Hierbei werden dem 

Gewinn die Gewinnanteile, die an die persönlich haften-

den Gesellschafter als Geschäftsführungsvergütung 

verteilt worden sind, wieder hinzugerechnet. Dabei ist 

es gleichgültig, ob diese Vergütungen aufgrund des Ge-

sellschaftsvertrags bzw. der Satzung oder aufgrund ei-

nes gesonderten (schuldrechtlichen) Tätigkeitsvertrags 

geschuldet werden, und wie die Bezeichnung der Ver-

gütung ist.  

Eine Beschränkung auf gewinnabhängige Vergütungen 

gibt es nicht. Unerheblich ist auch, ob die persönlich haf-

tenden Gesellschafter als Geschäftsführer oder nur als 

Angestellte tätig sind. Faktisch und wirtschaftlich üben 

diese Geschäftsführer ihre Geschäftsführertätigkeit für 

Rechnung der B-GmbH & Co. KG aus und sind dieser 

nach Ansicht des FG daher auch zuzurechnen.  

Hinweis: Die lohnsteuerrechtliche Behandlung der Ver-

gütungen ist für die Gewerbesteuer ebenfalls nicht ent-

scheidend. 

 
 
 
 
GEWERBEBETRIEB  
Wann dürfen Gemeinden an einer Außenprü-
fung teilnehmen?   

 

Gemeinden dürfen an Außenprüfungen der Finanzäm-

ter teilnehmen, sofern das geprüfte Unternehmen in der 

Gemeinde eine Betriebsstätte unterhält (oder Grund-

besitz hat) und die Prüfung im Gemeindegebiet erfolgt. 

Hinweis: Viele Gemeinden haben in den letzten Jahren 

eigene Gewerbesteuer-Prüfdienste eingerichtet. Sie 

kontrollieren im Rahmen der Außenprüfungen häufig die 

zutreffende Zerlegung des Gewerbesteuermessbe-

trags. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, dass 

die Gemeinden selbst nicht dazu ermächtigt sind, ge-

genüber dem Gewerbebetrieb die Prüfungsteilnahme 

eines Gemeindebediensteten anzuordnen. Das Recht 

zur Teilnahme wird ihnen allerdings durch die Prü-

fungsanordnung des Finanzamts eingeräumt. Gegen 

diese Anordnung kann sich der zu prüfende Betrieb im 

Rahmen einer Anfechtung wenden. 

Nach Ansicht des BFH steht der Schutz des Steuerge-

heimnisses einer Gemeindeteilnahme in der Regel 

nicht entgegen. Voraussetzung ist allerdings, dass sich 

der geprüfte Gewerbebetrieb und die Gemeinde im Wirt-

schaftsleben nicht als Konkurrenten (im selben Betäti-

gungsfeld) gegenüberstehen. Der Gemeindebediens-

tete unterliege als Amtsträger zudem selbst dem Steu-

ergeheimnis. Eine Verletzung würde dienst- und straf-

rechtlich sanktioniert. 

 

ENTFERNUNGSPAUSCHALE 
0,30 € sind nur bei Hin- und Rückweg anzuset-
zen  
 

Arbeitnehmer können für jeden Arbeitstag, an dem sie 

ihre erste Tätigkeitsstätte aufsuchen, eine Entfernungs-

pauschale von 0,30 € als Werbungskosten abziehen. 

Dieser Satz wird für jeden vollen Entfernungskilometer 

gewährt, der zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-

stätte liegt. 

Ein Flugbegleiter wollte kürzlich gerichtlich durchsetzen, 

dass er die Entfernungspauschale von 0,30 € auch für 

Tage erhält, an denen er entweder nur einen Hin- oder 

nur einen Rückweg zurückgelegt hatte. An 31 Arbeits-

tagen war er von seiner Wohnung zum Flughafen (erste 

Tätigkeitsstätte) gefahren und hatte von dort eine min-

destens eintägige Flugreise angetreten. Erst an einem 

der folgenden Tage war er vom Flughafen wieder zu-

rück zu seiner Wohnung gefahren. 
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Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass dem Flug-

begleiter für die Arbeitstage mit einfach gefahrener Pen-

delstrecke nur die halbierte Entfernungspauschale 

von 0,15 € zustand. Bereits die früher geltende Kilome-

terpauschale habe zwei Fahrten pro Tag abgegolten. 

Der Gesetzgeber sei seit jeher vom Normalfall ausge-

gangen, dass einem Arbeitnehmer täglich Kosten für 

zwei beruflich veranlasste Fahrten entstünden. Von die-

sem Leitbild sei er bis heute nicht abgerückt. 

 
STEUERTIPP 

Einzelbewertung der Fahrten zur ersten Tätig-

keitsstätte mit dem Firmenwagen  

Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer unentgelt-

lich oder verbilligt einen Firmenwagen auch zur Privat-

nutzung, führt dies zu einem steuerpflichtigen Nut-

zungsvorteil des Arbeitnehmers. Dieser Vorteil ist ent-

weder anhand eines ordnungsgemäßen Fahrtenbuchs 

oder nach der 1-%-Regelung zu bewerten.  

Kann der Firmenwagen auch für Fahrten zwischen 

Wohnung und erster Tätigkeitsstätte genutzt werden, 

erhöht sich der geldwerte Vorteil für jeden Kalendermo-

nat um 0,03 % des Listenpreises für jeden Kilometer 

der Entfernung zwischen Wohnung und erster Tätig-

keitsstätte. Anstelle der Anwendung der 0,03-%-Rege-

lung ist auch eine auf das Kalenderjahr bezogene Ein-

zelbewertung der tatsächlichen Fahrten zwischen Woh-

nung und erster Tätigkeitsstätte mit 0,002 % des Lis-

tenpreises je Entfernungskilometer für höchstens 180 

Tage möglich.  

Dafür müssen die folgenden Voraussetzungen erfüllt 

sein: 

 Der Arbeitnehmer muss gegenüber dem Arbeitge-

ber kalendermonatlich fahrzeugbezogen schriftlich 

erklären, an welchen Tagen (mit Datum) er das be-

triebliche Kfz tatsächlich für Fahrten zwischen Woh-

nung und erster Tätigkeitsstätte genutzt hat. Es 

reicht nicht aus, nur die Anzahl der Tage anzugeben. 

 Der Arbeitgeber hat aufgrund der Erklärungen des 

Arbeitnehmers den Lohnsteuerabzug durchzufüh-

ren, sofern der Arbeitnehmer nicht erkennbar unrich-

tige Angaben macht. 

 Wird im Lohnsteuerabzugsverfahren eine Einzelbe-

wertung der tatsächlichen Fahrten zwischen Woh-

nung und erster Tätigkeitsstätte vorgenommen, hat 

der Arbeitgeber für alle dem Arbeitnehmer überlas-

senen betrieblichen Kfz eine jahresbezogene Be-

grenzung auf insgesamt 180 Fahrten vorzunehmen. 

Eine monatliche Begrenzung auf 15 Fahrten ist aus-

geschlossen. 

 Der Arbeitgeber muss die Anwendung der 0,03-%-

Regelung oder der Einzelbewertung für jedes Kalen-

derjahr einheitlich für alle dem Arbeitnehmer über-

lassenen betrieblichen Kfz festlegen. Die Methode 

darf während des Kalenderjahres nicht gewechselt 

werden. 

 Wurde im Lohnsteuerabzugsverfahren die 0,03-%-

Regelung angewandt, ist der Arbeitnehmer im Rah-

men seiner Einkommensteuerveranlagung nicht da-

ran gebunden. Er kann stattdessen einheitlich für 

alle ihm überlassenen betrieblichen Kfz für das ge-

samte Kalenderjahr zur Einzelbewertung wechseln. 

Die Finanzverwaltung besteht darauf, dass für die Ein-

zelbewertung die Tage, an denen der Arbeitnehmer die 

Arbeitsstätte aufgesucht hat, genau angegeben wer-

den. Dagegen ist das Finanzgericht Nürnberg (FG) 

großzügiger. Es verzichtet auf die konkrete Datumsan-

gabe, wenn an der Anzahl der durchgeführten Fahrten 

keine Zweifel bestehen und das Finanzamt die vom Ar-

beitnehmer angegebene Anzahl der Tage der Berech-

nung der Entfernungspauschale für den Werbungskos-

tenabzug zugrunde gelegt hat. 

 

Hinweis: Die Entscheidung des FG ist rechtskräftig, da 

der Fiskus diese Sichtweise für den Streitfall offenbar 

akzeptiert hat. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 

 

 


